
GEMEINDE
RfGGISBERG
Gemeindeschreiberei

Telefon 0318080133
Fax 0318080130
gemeindeschreiberei@riggisberg.ch

Weisung
über das öffentliche

Beschaffungswesen der
Einwohnergemeinde Riggisberg

Genehmigt vom Gemeinderat

Inkraftsetzung

25. Februar 2026

1. April 2026

Verteiler:

Webseite riggisberg.ch
Interner Verteiler

Riggisberg, 13. Februar 2026/klü/wla



Seite 1

Zweck und

Geltungsbereich
Art.

1Mit dieser Weisung soll ein fairer Wettbewerb bei der
öffentlichen Auftragsvergabe gefördert, eine einheitliche und
nachhaltige Vergabepraxis in der Gemeinde Riggisberg
angestrebt und die gemeindeintemen Zuständigkeiten geregelt
werden.

2 Diese Weisung ergänzt die übergeordneten
Beschaffungsvorgaben.

3Massgebend sind das bundesrechtliche und kantonale
Beschaffungsrecht wie

a) das Interkantonale Vereinbarung über das öffentliche
Beschaffungswesen (Interkantonale Vereinbarung über das
öffentliche Beschaffungswesen, IVöB, vom 15.1 1.2019
(BSG 731.2-1)

b) das Gesetz über den Beitritt zur Interkantonalen
Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen
(IVÖBG)ÖBG(BSG731.2)

c) die Verordnung zur Interkantonalen Vereinbarung über das
öffentliche Beschaffungswesen (IVöBV) (BSG 731.21).

4 Die Weisung gilt für sämtliche Beschaffungsmassnahmen.

Ausnahmen Art. 2

1
Beschaffungen über das EDUBern-Portal gelten als Ausnahme

von dieser Beschaffungsweisung und können nach den im Portal
vorgesehenen Verfahren erfolgen.

2 Aufträge an Behinderteninstitutionen, Organisationen der
Arbeitsintegration, Wohltätigkeitseinrichtungen und
Strafanstalten gelten als Ausnahme von dieser
Beschaffungsweisung, und können direkt vergeben werden.

3 Im Einzelfall entscheidet der Gemeinderat, ob diese
Ausnahmen gemäss Abs. 1 und 2 angewendet werden können.
Die Beschaffung ist in geeigneter Weise zu dokumentieren.

Grundsätze Art. 3

1
Der Gemeinderat, die Kommissionen, Arbeitsgruppen,

Ausschüsse und die Verwaltung achten bei der Vergabe
öffentlicher Aufträge auf folgende Verfahrensgrundsätze:
a) Transparentes, objektives und unparteiisches durchführen

des Vergabeverfahren.

b) Massnahmen gegen Interessenskonflikte, unzulässige
Wettbewerbsabreden und Korruption werden getroffen.
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c) Gleichbehandlung der Anbietenden in allen Phasen des
Verfahrens.

d) Verzicht auf Abgebotsrunden beim offenen Verfahren und
beim Einladungsverfahren.

e) Wahrung des vertraulichen Charakters der Angaben der
Anbietenden.

2 Ausser im Freihändigen Verfahren unterzeichnen die am
Verfahren beteiligten Personen (inkl. Externe) vorgängig eine
Compliance Erkläung (Bestätigung Einhaltung der Grundsätze
Vertraulichkeit, Information, Ausschluss bei

Befangenheit/Ausstandsgründen, Umgang mit Geschenken und
Einladungen etc.).

Schwellenwerte Art. 4

' Es gelten die Schwellenwerte gemäss IVöB im Anhang 3.

2 Der Auftragswert ist sorgfältig zu berechnen.

Freihändiges
Verfahren

Art. 5

1 Es geltend folgende Vorgaben bezüglich Konkurrenzofferten
und Kompetenzen:

Auftragssumme

b/sCHF5'000.00

CHF5'00?.00-20'000.00

CHF 20'OOLOO - 50'OQO.OO

Prozess

Gemäss Funktionendiagramm der
Gemeinde Riggisberg.

Offertanfrage an mind. 2
Unternehmen

Entscheid Vergabe und ggf.
Vertragsabschluss durch
geschäftsverantwortliche*n
Mitarbeiterin und die

Abteilungsleitung.

Offertanfrage an, wenn möglich, 3
Unternehmung

Entscheid Vergabe und ggf.
Vertragsabschluss durch
Ressortvorsteher*in und
Abteilungsleitung
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>CHF50'001.00-150'000.00
bzw.>CHF50'001.00-bis
< 300'000.00 bei
Bauhauptgewerbe
(Definition
ßauhauptgewerbe siehe
Anhang 3)

Einfache Submissionsunterlagen mit
Bekanntgabe der Zuschlagskriterien
Festlegung einzuladende
Unternehmen, der Zuschlagskriterien
und deren Gewichtung durch den
Gemeinderat

Offertanfrage an, wenn möglich, 5
Unternehmen

Offertöffnung

Verhandlung der Angebote, Art. 21
IVÖB

Die Selbstdeklaration ist ab einem

Auftragswert von CHF 50'OOQ.OO
erforderlich,

Entscheid Vergabe gemäss
Vorgaben Gemeinderat und
Vertragsabschluss durch
Abteilungsleitung und
Ressortgemeinderatsmitglied

2 Mögliche Auftragsvergaben an ein Gemeinderatsmitglied
oder ein Mitglied einer anderen Gemeindebehörde, welche sich
mit dem Geschäft befasst, bedingen bei einem
Auftragsvolumen ab CHF lO'OOO.OO eine Gegenofferte. Die
Berücksichtigung eines solchen Angebots ist nur möglich, wenn
die Person/Firma nicht gemäss Art. 14 IVOB vorbefasst ist.

Einladungs-
verfahren

Art. 6

' Der Gemeinderat bestimmt auf Antrag der zuständigen
Kommission, Arbeitsgruppe oder Verwaltungsstelle die
einzuladenden Unternehmungen.

2 Es sind wenn möglich mindestens 5 Anbietende anzuschreiben.

3 Der Gemeinderat legt auf Antrag der Kommissionen,
Arbeitsgruppen oder Verwaltung die Zuschlagskriterien und
deren Gewichtung fest.

4 Die Offertöffnung erfolgt durch mindestens 2 Personen.

5 Die Bewertung der Offerten und Entscheid der Vergabe erfolgt
durch die Kommission, die Arbeitsgruppe oder den Ausschuss,
sofern ein solches Gremium zuständig/eingesetzt ist. Ansonsten
erfolgt die Bewertung der Offerten durch die
geschäftsverantwortliche Person und das
Ressortgemeinderatsmitglied.

6 DerVergabeentscheid gemäss den Vorgaben des
Gemeinderates (Abs. 3) und Beschluss gemäss Absatz 5 wird
durch die geschäftsverantwortliche Person und das
Ressortgemeinderatsmitglied unterzeichnet.
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Art. 7

Art. 6 Abs. 3-6 gelten sinngemäss.

Beschaffungs-
grundsätze

Art. 8

1 Vor jeder Beschaffung ist sorgfältig abzuklären, ob eine
Beschaffung tatsächlich nötig ist. Auch sind Alternativen zur
Beschaffung, der interne Bestand (z. B. Mobiliar, Computer,
Fahrzeuge, etc.) und die Möglichkeit von Occasionsgüterzu prü-
fen.

2 Die Gemeinde beschafft das vorteilhafteste Angebot unter
Berücksichtigung der finanziellen, ökologischen und sozialen
Nachhaltigkeit Art. 2 IVöB.

3 Der neueste Stand der Technik ist angemessen zu
berücksichtigen. Bei vertretbarem Risiko sollen zukunftsweisende,
neuartige Leistungen beschafft werden.

4 Bei der Beschaffung werden ökonomische, ökologische, sozial
und faire Grundsätze angewendet (vgl. Anhang 1). Für eine
Umsetzung im Alltag sind abhängig von der Produktekategorie
Beschaffungsstandards und Entscheidungskriterien gemäss
Anhang 2 anzuwenden.

5 Material, welches verschiedene Stellen (ggf. auch umliegende
Gemeinden) bzw. Abteilungen benötigen (z.B. Reinigungsmittel,
WC-Papier, Büromaterial/Papeterie, Mobiliar), sind nach
Möglichkeit gemeinsam zu beschaffen.

Nachhaltigkeit Art. 9

Bei der Beschaffung prüfen sich die Verantwortlichen folgende
Standards:

• Beschaffungsstandard und Gebäudestandard der
Energiestadt

• Kompass Nachhaltigkeit, Öffentliche Beschaffung, Merkblätter
• Wissensplattform nachhaltige öffentliche Beschaffung (WOB)

Zuschlagkriterien Art. 10

1 Zusätzlich zu den technischen Spezifikationen legt die
Gemeinde in der Regel finanzielle, ökologische und soziale
Zuschlagkriterien fest. Ausnahmen sind zu begründen.
2 Die finanziellen Zuschlagkreiterien berücksichtigen neben dem
Preis auch die Kosten, die während der und nach der
voraussichtlichen Nutzungsdauer anfallen. Ausnahmen sind zu
begründen.
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3 Die ökologischen Zuschlagkriterien berücksichtigen Aspekte,
die nicht bereits als technische Spezifikationen formuliert sind.
Weitere Erläuternungen siehe Anhang 3.

4 Die sozialen Zuschlagkreiterien betreffend das Engagement
des Anbietenden, siehe auch Art. 29 Abs. 2 IVöB.

Gewichtung Art. 1 1

' Finanzielle Zuschlagkriterien werden mit mindestens 30%,
ökologische Zuschlagkriterien mit mindestens 10% uns soziale
Zuschlagkriterien mit 5 bis 10% gewichtet. Abweichende
Gewichtungen sind zu begründen.

2 Finanzielle Zuschlagkreiterien sind in der Regel umso höher zu
gewichten, je standardisierter die zu beschaffende Leistung ist
und je stärker die ökoligischen Aspekte bereits in den
technischen Spezifikationen berücksichtigt wurden.

Ausschreibung/
Verträge

Art. 12

Wenn immer möglich und sinnvoll sind die Vorlagen der
Koordinationskonferenz der Bau- und Liegenschaftsorgane der
öffentlichen Bauherren (KBOB) für die Ausschreibung sowie
Vertragsvorlagen zu verwenden. Weiter stehen Vorlagen des
Amts für Informatik und Organisation des Kantons Bern (KAIO) zur
Verfügung.

Verantwortung/
Beratung

Art. 13

Jede Abteilung ist in ihrem Bereich dafür zuständig, dass die
Rechtsgrundlagen zum Beschaffungswesen sowie die
vorliegende Weisung umgesetzt werden. Als beratende Stelle
steht intern die Abteilung Bau und technische Dienste zur
Verfügung.

Kontinuierliche

Verbesserung
Art. N

Die Umsetzung der Weisung sowie Verbesserungspotenziale
werden durch die Abteilung Bau und technische Dienste
alljährlich überprüft und notwendige Änderungen der Weisung
dem Gemeinderat zur Genehmigung unterbreitet.

Aufhebung
bisherige
Richtlinien

Art. 15

Die bisherigen Richtlinien/Weisungen Submissionen und Vergabe
von Aufträgen der Gemeinde Riggisberg werden aufgehoben.



Seite 6

Genehmigung

Die Weisung über das öffentliche Beschaffungswesen der Einwohnergemeinde
Riggisberg durch den Gemeinderat am 25. Februar 2026 genehmigt.

NAMENS DES GEMEINDERATES
Die Sekretärin

Riggisberg, 26. Februar 2026

Anhang 1, Zuschlagkriterien
Anhang 2, Beschaffungsstandard
Anhhang 3, Wichtige Erläuterungen

Der Präsident
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Michael Bürki Karin Lüthi


